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Finanzi'erungspl'ohlem\l der Lanustraß\ln in Hh\linland - Pfalz 

Finanzierungsprobleme der Landstraßen 
in Rheinland-Pfalz 

Von Dr. rer. pol. Elmar Fr·e und, Mainz 1) 

1 

81 % des klassifizierten Landstraßennetzes und dn noch höherer Prozentsatz aller 
Landstr.aßen werden in der Bundesrepublik Deutschland von den Ländern und 
deren .untergeordneten Körperschaften unterhalten. Im. Rechmmgsj ahr 1951 wur" 
den rund 80 % aller Eigenausgaben auf;dem Gebiet des Straßenwesens von den 
Ländern 2) und ihren untergeordneten Körperschaften aufgebracht. Allein diese 
Fakten rechtfertigen ·es, das Landstraßenwesen der dnzelnen Bundesländer ge" 
sondert zu betrachten. . 
Hinzu kommt, daß auch die Verwaltung der Bundesfernstraßen durch die Länder 
ausgeübt wird. Auch die Lösung der überregionalen Y.erkehrsprobleme läßt sich 
nur nach Kenntnisnahme der Verhältnisse in den reinzelnen Bundesländern ge" 
winnen. 
Die folgende Darstellung be~chränkt sich im wesentlichen auf die Herausarbeitung 
der finanzwirtschaftlichen Probleme des rheinland"pfälzischen Straßenwesens, 
weil gerade der finanzwirtschaftliehe Aspekt aufs engste mit allen anderen Pro" 
blemen verbunden ist und sie widerspiegelt. Besonders ausführlich wird dabei 
auf die Probleme des speziellen Straßenlastenausgleichs Rücksicht genommen, der 
für dic Lastenträger der Landstraßen II. Ordnung; (L II 0) und Gemeindever" 
bindungsstraßen (GY) von entscheidender Bedeutung ist. I 

Aufbauend auf den Ergebnissen der regionalen Betrachtung wird zum Schluß 
jedoch auch zu den grundsätzlichen Finanzienmgs" und Y.erwaltungsproblemen 
dcs deutschen Straßen~v.esens Stellung genommen. 

Lastenträgerschaft. 
Baulastträger für die Bundesstraßen des F·ernverkehrs ist der Bund nach § 3, Abs. 1 
des Bundesfernstraßengesetzes vom 6. August 1953. Di·e Ortsdurchfahrten der 
Bunucsfernstraßell in Gemeinden über 9000 Einwohnern tragen die betreffenden 
Gemeinden. 
Die Baulastträgerschaft für die Landstraßen 1. Ordnung (L I 0) obliegt den' 
Ländern nach dem Gesdz über die ,cinstweilige Neurege1ung des Straßenwes·ens 
vom 26.3.1934; die Ortsdurchfahrten in Gcmeinden über 60'00 Einwohnern wer" 
den von den Gem.einden unterhalten. 
Die Baulastträgerschaft für die Landstraßen II. Ordnung (L II 0) fällt dcn Land" 
kreisen zu. Die Y,erteilung der Kosten 'der Ortsdurchfahrten . rentspricht &1' 
Regelung bei den L I O. : 
Die Gemeinden tragen grundsätzlich die Kosten der Gemeindestraßen, also auch 
der Gemeindeverbindungsstraßen. 

1) Der Abhanru1ung liegt ~ei1wcis'e oin Kapitel aus der Untersuchung des Verfassers "Das Straßen­
wesen in Hheinlalld-Pfalz. Ges·chiehtc - Zustand - Verkehr - Finanzi\lrung" (Sl.aats\vissensclHlft­
liehe Diss>crtaüon der Hechts- und rVirlscl13ftswisscnschaftlichen' Fakultät der Univcrsil1\t Mainz, 
WS 1955/5G) zugrunde.' . 
2) .ohne IIan~cstädtc. 
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2 Elmar Freund 

Während die persönlichen und sachlichen Verwaltungsaufgaben für die Bundes~ 
fernstraßen vom Land getragen werden müssen, entrichten die Landkreise einen 
Verwaltungskostenbeitrag in Höhe von 40,- DM je km L II O. 

Die gegenw~rtige Regdung des Finanz.ausgleichsauf dem Gebiet des Straßen' 
wesens in Rheinland.Pfalz 
Weder zwischen den einzelnen Ländern noch zwischen dem Bund und den 
Ländern findet neben dem allgemeinen Finanz.ausgleich dn besonderer, die 
Straßenbaulasfen betreffender Finanzausgleich statt. 
Dagegen lerhalten die Landkreise des Landes Rheinland"Pfalz sowie die St.,dtheise 
als Träger der Straßenbaulast für die L II 0, die Gemeinden über 6000 Einwohner 
als Lastenträger von Ortsdurchfahrten im Zug von Bundes" oder Landstraßen 
I. und II. Ordnung und die Gemeinden als Baulastträger für die Gemeinde" 
verbindungswege bestimmte zweckgebundene Zuweisungen aus allgemeinen 
Deckungsmitteln des Landes. 3) 
Die Summen der auf dies,e Wdse und aus v,erschiedenen daneben bestehenden 
f,onds 4) geleisteten zweckgebundenen Zuschüsse des Landes betrugen 5): 

Straßenbau Brückenbau Zusammen 

1949 2,74 

1950 3,03 

1951 3,51 

1952 6,75 

1953 10,18 

n Mio DM: 
3,33 6,07 
0,99 4,02 
1,18 
3,00 
2,90 

4,69 
9,75 

13,08 

3) Siehe: Gcsdz- und VcrOl'dnungshlatt der LanJ.esrcg~crung von Hhcinland-Pfalz vom 11. 7. 1!l5il 
sowie VOIll 15. April 1V55, Seile 45: 

LandcsO'csctz zur Hcgdung des Finanzausgl'Ciehs 
zwisdiCn Land "unu Gemeinden in dDr Fassung vom 15. 4. 1955 

" ... li 9: 8traßenbauiasten 
(1) Die LandkrDLsre ,erhalten als Träger der Baulast für di.e Straßen H. Ordnung jährlich yom 
Land folgende Zusohüs~e:. .,. . _. 

a) für jcden ersLen KI1?mceLer J~ 1000 E'l'I~Wohncr eH~,es I\.l'erls:es . 700,- J)l\J 
h) für jeden zWleiLcn K.llometer Je 1000 ~.mwohner e~nes KI'c~sCS . 1050,- DM 
c) für jeden dritten K~l.omolcr J? 1000 EI~nyolmer Ol.nes I~r[)~s.es . 18~0,- Di\! 
d) für jeden wciter'(m II..IlomeLer Je 1000 Elllwohner Olll?S I~rc':ses.. .21.)0,-. Dl\l 

jedoch höclL"Lens 2/ der latsäc<Michen Ullll-rhaltullgskosLen. DIe h.re.lse hahen aus ,l!es0TI.l\ht,teln 
an die krC'~sangdlö;igen Gem0rnuen mit üher GOOO Einwohr~0rn, dlle ~rts~~lrchfahrlell In:: Zug 

. von L II 0 zu unterhalten huhen, mit der glülehell Maßgahe 1);)0,- DM Je h.rlom?ler allZu[uhrell. 
(2) Dio Sla.dtkrei.srC 'erhalLDll jährlich VO~I Land für. jeden I~ilometer de·r ~on lhncn ~~l \l.n~cr­
haltenden L II 0 einen Zusclmß von 900,- DM, Jedoch meht mchr als -/3 der tatsachhcJlell 
UntcI,haltungsküstcn. '. , 
(3) Die Gemoinden mit über GOOO Einwohnern, die Or~sdur?hf~1rle~ 1m Zug ~on B,undessl;ußcn 
1100 L I 0 zu unterhalten halJr<m, eI'halLen vom Land Jwhrhch JO h.llometer Olllen Zuschub von 
1550,- DM, jedoch nicht mehr· als 2/3 deI' tatsäClhlJic'hen Un~erhaItungskost[)n. ., 
(4) Ditl Stadt- und Landkrei.soo erhalten für den Aushau und die Unterhaltung von Gemolll(le5traßcn, 
die dem Verkdlr yon Ort zu Ort dienen, jäIlrlidh yom Land foIgendD ZUSrc:!lüss,e: 

a) für jeden ersrt?n KiJ.?meter j~ 1000 Ei~woImer cil~les KI'ois.cs . 
b) für jc'<len zW:1ten K'~omcLeI' J~ 1000 EI.nwohoor O~I1CS Krc;scs . 
c) für jeden wC1Lel'C'll KilomeLer Je 1000 EHiwohner emes KreIses. . '. . 

jedooh nicht me&lr als 2/3 {\re I' taL;äcihlie'hc;l Aufwendungen. In den I:an~krcIS?n 
Kreisausschüsso die Zusdlüsso an dw Gemom(Len nadh Maßgabe der Drmgl1l:JhkC:lt 
4) GrenzlanU.fonds, Sonderzuschüsso des Landwirtschaftsminislcriums. 
6) Nach Angaben des Ministeriums für Wirtschaft unu Verkohr. 

460,- Dl\I 
700,- Dl\I 

1200,- DM 
verlDilen die 

Finanzicl'ul1gspl1oIJ10111c der Lal1.<htraßcll in Hllc,inland-Pfalz 3 

Die folgende Zusammenstellung bietet leinen Vergleich der zweckgebundenen 
Zuweisungen v,erschiedener Bundesländer an die Gemeinden und Gemeinde" 
verbände in den R,echnungsjahren 1949 bis 1951. Die Unterschiede zu den Anga" 
ben der vorstehenden Tabelle beruhen z. T. auf der T,atsache, daß einmal das 
Kalenderjahr, das andere Mal das Rechnungsj.ahr zugnmdeliegt. 
Die Höhe der zweckgebundenen Zuweisungen in den eil).zelnen Bundesländern 
ist nicht rOhne weiteres vergleichbar, weil die Lastenträgerschaft für die einzelnen 
Straßenklassen nicht immer gleich ger,egelt ist. Die hohen 'Zuweisungen des 
Staates Hessen rerklär,en sich z. B. daraus, daß die Lastenträgerschaft für einen 
Teil der L I 0 bei den Bezirksverbänden Kassrel und Wiesbaden liegt. 

Zweckgebunden.e Zuweisungen der Länder ,an, die Gemeinden und 
Gemeindeverbändeauf dem Gebiet des Stl'.lßenwesens unt::.r Abzug 
der Zuweisungen der kommunalen KörperschaHen an die Länder 

in den Rechnungsjahren 1949, 1950 und 1951 6) 

Land 1949 1949 1950 1950 1951 1951 

MioDM DM je MioDM DM je MioDM DMje 
Einw. Einw. Ei:nw. 

Schleswig~ Holstein 2,13 0,82 2,26 O,S7 5,77 2,23 

Niedersachsen 6,07 0,89 4,50 0,66 3,78 0,55 

Nordrhein,; Westfalen 12,86 0,97 12,05 0,91 20,61 1,56 

Hessen 17,02 3,94 9,78 2,26 9',72 2,25 

Württemberg"Baden 10,19 2,.60 5,15 1,30 7,25 2,50 

Bayern 10,31 ,1',13 9,80 1,07 

Rheinland"Pfalz 2,11 0,70 3,72 1,24 4,31 1,43 

Baden 
Württemberg"aohenz .. 1,56 1,32 2,11 0,79 0,26 0,22 

Erfordernisse des speziellen Finanzausgleichs ,auf dem Gebiet des Str.aßeuwes.ens 
Unter der wahrscheinlichen Vmaussetzung, daß die bisherig~ Verteilung der 
Lastenträgerschaft für die leinzeinen Straßenklassen zwischen den verschiedenen 
Gebietskörperschaften vorerst bestehen bleibt, müssen wir uns mit den Erfor~ 
dernissen ,eines solchen Ausgleichs im Rahmen des Gegebenen befass'cn. Dabei 
bleibt es dahingestellt, rObes nicht sinnvoller ist, die V,erwaltung und die Finan" 
zierung der Landstraßen zu zentralisieren. Hierauf wird noch einzugehen sein . 
Die 'erste Vmaussetzung 'einer ger,echten Lastenverteilungauf dem Gebiet des 
Straßenwesens ist die gleichmäßige Handhabung der Klassifizierung der Land~ 
straßen. 
In Rheinland"Pfalz sind insbesondere die. L II 0 und die G~meindeverbindungs" 
straßen in den verschiedenen rGebietsteilen des Landes ganz umegelmäßig ver" 
teilt. In den Regierungsbezirken Montabaur und Rheinhessen wurden fast alle 
ehemaligen Gemeindeverbindungsstraßen in Kreisstraßen umgewandelt, während 
in den Bezirken Trier, Koblenz und Pfalz noch sehr viele Gemeindeverbindungs" 
straßen vorhanden sind, die häufig der Verkehrsbedeutung der L II 0 in den 
beidenerstgenannten Bezirken entsprechen. 

6) Eigone Berechnungen aut Gruoo der Angaben des Statistisdlen Bundesamtes. 
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4 J;Jmal' Frcund 

Im Regierungsbezirk Trier z.B. sind dadurch die Gemeinden viel stärker belastet 
als etwa im Bezirk M'Üntabaur, in dem die Last~n der K'Ümmunalstraßen (o~ L II 0 
+ Gemeindeverbindungsstraßen) fast ausschließlich von den Kreisen getragen 
werden müssen. 
Die Diskrepanz wird nüch durch die unterschi~dlichen Zuschußsätz·e im spe" 
ziellen Finanzausgleich für di,e Gemeindeverbindungsstraßen und die L II 0 
verschärft. 
Die Kreise, die besonders viele Gemeindeverbindungsstraßen aufweisen, erhalten 
dadurch verhältnismäßig sehr geringe Zuweisungen vom Land. 
Nach der Regelung des § 9 des Finanzausgleichgesetz-es1953 für Rheinland"Pfalz 
erhielt der Landkreis Prüm für seine 505,8 km Kommunalstraßen (= 416,8 km 
Gemeindeverbindungsstraßen + 89 km L II 0) 254,400 DM zweckgebundene 
Zuweisungen v'Üm Land. 
Der Landkreis Oberwesterwald dagegen ,erhielt für seine 432 km Kümmunalshaß'en 
(= 392 km L II 0 + 40 km Gemeindeverbindungsstraßen) 341,600 DM; dies ·ent" 
spricht lUnd 800 DM je km Kmnmunalstraßc, während im Landkreis Prüm nur 
rund 503 DM je km K'Ommunalstraße zugcwiesen wurden. 7) 
Es muß als unbefriedigend angesehen werden, daß Straßen etwa ,gleicher Ver" 
kchrsbcdeutung dnmal vorwiegend von den Gemeinden (im Landkreis Prüm), 
das andere Mal vor allem v'On den Landkreise:l (S'O im Landkreis Oberwesterwald) 
unterhalten werden müssen; eine sü stark-e Diskrepanz in der finanziellen Aus" 
stattung der verschiedenen Bezirke muß 'erst recht als Ibedenklich bezeichnet 
werden. 
Eine Lösung dieses Pr'Oblems kann nur in einer einheitlichen Behandlung der 
beiden Straß,enkategmien liegen. S'Olangeeine bundeseinheitliche Verwaltung 
und Finanzienmg _aller Landstraßen nicht erreichbar ist. wird man ,einen grüßen 
Teil der Gemeindeverbindungsstraßen am zweckmäßigsten in L II 0 umwandeln. 
Allerdings wird man den Landkreisen, die zusätzliche Landstraßen zu übernehmen 
haben, die finanzielle Bürde nicht 'Ohne 'eine U ebergangslösung auferlegen können. 
Auch im Fallceiner gleichmäßigen Handhabung der Klassifizierung der Land" 
straßen gleieher Y,erkehrsbedeutung bleibt die Frage zu klären, weshalb neben 
dem allgemeinen Finanzausgleich ein besünderer, auf die Erfordernisse des Stra" 
ßenwesens abge'stimmter Ausgleich treten muß. 

Hierfür können fülgende Gründe angeführt werden: 

1. Die Starrheit der Straßcnküsten. 
Gebiete mit vergleichsweise geringer Wirtschaftskr.aft und ('Oft) dünner Besied" 
lung besitzen zumeist dn relativ umfängliches Str.aßennetz, 'dessen Untcrhaltung 
und Ausbau je Einwohner in der Zeiteinheit teurcr kümmt, .als in dichter besie" 
delten und daher ('Oft) wirtschaftsstärkcren Gebieten. 
Das Straßennetz in solchen verkehrsarmen . Gebieten ist aber häufig nicht nur 
relativ umfänglich, sündern auch verhältnismäßig überdimcnsioniert. Man kann 
"keine halben Straßen" bauen. Tr'Otz geringer Y,erk-ehrsbelastung entstchen in 
sülchen Fällen ,erhebliche Kosten durch Frostschäden, Schneeräumung, Wasser" 
·schädcn usw.; außerdem vermögen sch'Ün wenige schwere LKW erhebliche 
Schäden an Straßen anzurichten, deren Unterbau auf die zulässige Achslast ja 'Oft 
nicht abgestimmt ist. . 

7) Das Beispiel ist entnommen: Gc!Uci'ILdclag Hheinlallll-P.falz, Nachrichtcn Nr. 4/1953, Seile 32. 
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Während der Finanzbedarf in den meisten Yerwaltungszweigen in den dünner 
besiedelten Gebieten mehr 'Oder weniger stark abnimmt, zcigt sich inf'Olge der 
'"Starrheit" der Straßcnk'Osten eine geradezu umgekehrte Tendenz; daher wird es 
aus diesem Grund schwer sein, die Straßenbaulasten im Rahmen dnes allgemeinen 
Ausgleichs zu berücksichtigen, weil -ein allgemeiner Finanzausgleich sich auch 
stets an ,allgemeinen Bedarfstatbeständen, die keine DiHer'enzierungen zulassen, 
ausrichten muß. 
Diese Starrhcit" dcr Aufwendungen für das Straßenwesen wird darüber hinaus 
in den 'kleineren Gebieten untere'inander stärker in das Gewicht fallen als zwischen 
größeren Gebieten, bei denen dk \'\1 ahrscheinlichkeiteiner Ausgleichung "einsei" 
tiger wirtschaftlicher Bedingungen größer als bei den weniger 'umfänglichen 
Gebieten ist. Insüweit scheint dn spezielLer Ausgleich der Straßenbaulaste:n 
zwischen den Ländern weniger dringen'd als zwischen den Gebietskörperschaften 
niederer Ordnung. 

2. Unterschiedliche Verkehrsbelastung in einzelnen Bezirken. 

BisweiLenweiscn dIe Straßen eines an sich verkehrsarmen Gebietes relativ hühe 
Belastung durch "gebietsfremden" Durchgangsverkehr auf. 
Beispiele hierfür bilden die Kreis" und Gemeindeverbindungsstraßen des "Bims" 
gebietes" in Rheinland"Pfalz. Die z'erstreut li~genden kleineren Produktionsstät" 
tcn sind häufig nur über dtese Straßen niederer Ordnung zu .erreichen, wübei die 
Gemeinden oder Landkreise, deren Straßen dadurch besünders belastet werden, 
nicht nütwendig mit jenen zusammenfallen, in denen die Pr'Oduktiünsstätten 
liegen. 
Die durch den W·estwallbau besonders mitgen'Ommenen Straßen niederer Ordnung 
im westlichen Grenzgebiet v'On Rheinland"Pfalz süwie die überlasteten Kr-eis" 
und Gcmein'destraßen in den Zentr'en 'der strategischen Bauten der Alliierten, 
bes'Onders in der Pfalz, sind weitere Beispiele gebiet~fremder Y-erkehrshelastung, 
die zu -einer nüch krasseren Ausprägung "der oben aufgez'eigten unterschiedlichen 
Belastung mit Straßenbauküsten innerhalb der verschi-eden stark bevölkerten 
Gebiete führen kann. 

3. Gesteigertes Interesse des Staates am Straßenwesen. 

Es handelt sich beim Straßenwesen um Aufgaben, "die ,eigentlich Staatsaufgaben 
sind und unabhängig von den zufälligen V,erhältnissen des Unterverbandes 'er" 
füllt werden müssen ., ." 8) 
Die M'Ütive des gesteigerten staatlichen Interesses am Straßenwes-en wie am 
Verkehrswesen überhaupt - lassen sich mit Herrs,chaftswahrung nach außen 
und nach innen, Wirtschafts förderung und Notwendigkeit zu planmäßiger Ent" 
wicklung des Straßenw·es,ens bezeichnen. n) 
Die drei genannten Gründe, darunter vür allem die -progressivePrü Kopf"Be" 
lastung der wirtschaftsschwächeren Gebiete, sprechen für dne besondere Behand" 
lung des Finanzausgleichs auf dcm Gebiet des Straßenwesens. Auch -ein starr' 
durchgeführtes "Trennungssystem" auf dem Gebiet der Straßenfinanzen, bei dem 
den verschiedenen Körperschaften bestimmte Steuercinnahmen zugewiesen wür" 

8) Jessen. J., Arlikd: Finunzausglcidl, in: V/örlcrllUch der VolkswirlsohuIl, Jenu 1Dill, En;lcl' ihn,J, 
Seile 789. 
9) Vgl. Kupp-Zinn, A. F., Arlikel: Verkehrspolitik, in: vVörlerll1lch !leI' Volkswirtschafl, Jena 193:3, 
DrilleI' Bund, Seile G89. , 
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den, aus denen sie die Lasten des Straßenbaus zu bestreiten hätten, ist unzweck" 
mäßig, weil keine Steuer ohne eine' Differenzierung der Steuersätze in den ein" 
zeInen Bezirken der besonderen Struktur der Straßenkosten in den verschiedenen 
Bezirken angepaßt werden könnte. Eine so weitgehende. Differenzierung der 
Steuersätze in verschiedenen Gebietsteilen würde aber die \Virtschaftsdnheit 
-empfindlich stören und ist daher undurchführbar. 

In der Begründung zur Gesetzesvorlage über den Finanz.ausgleich unter den' Län~ 
dem 10) wird ausdrücklich von der Bundesregi'erun,g darauf hingewiesen, daß 
"im Gegensatz zum kommunalen Finanzausgleich, der naturgemäß differenzierter 
gestaltet werden muß, für den Länderfinanzausgleich dn Bedürfnis nach über" 
mäßiger Verfeinerung nicht anerkannt werden kann, weil die Ausgleichsergeb" 
nisse sich ohnehin in einem Spielraum von globalen Zahlenwerten bewegen und 
angesichts des Volumens 'c.ier hier bewegten Finanzmassen Abweichungen inner" 
halb dieser Toleranz nicht entscheidend ins Gewicht fallen können ... " 11) 

Ausdrücklich wird aus diesem Grund auch ein Sonderlastenausgleich des Straß,en" 
bauwesens zwischen den Ländern abgelehnt. 12) 

Demgegenüber kann ,aber die Notwendigkeit einer Sonderallsglcichs für die 
Gemeinden und Gemeindeverbände, infolge der bereits oben abgeleiteten grö" 
TIeren Bedeutung der Unterschiede zwischen den weniger um'fänglichen Gebieten 
nicht bestritten werden. . , 

Akzeptiert man den hier aqgesteckten ~ahmenJ der den speziellen Finanzau~~~leich 
auf dem Gebiet des Straßenwesens zu dner Angelegenheit der einzelnen Bundes" 
länder und der untergeordneten Gebietskörperschaften macht, wird man sich 
zunächst fragen müssen, welchen Umfang der Finanzbedarf des ,Landes Rhein" 
land"Pfalz und der übrigen, mit dem Land durch ein Finanzausgleichsystem ver" 
bundenen Gebietskörperschaften, die Lastenträger von Landstraßen sind (Kreise 
und Gemeinden, nicht aber der Bund), zukünftig annehmen wird. Außerdem 
muß geldärt werden, wie die 'erforderlichen Mittel für die Landstraßen des Landes 
und seiner untergeordneten Körperschaften aufzubringen und nach welchen 
Gesichtspunkten sie zu vertdlen sind. Dabei spielt auch die Wahl des Schlüssels, 
nach dem die Zuweisungen 'erfolg,en,eine Rolle. 

Auf die ,einzelnen Punkte wird nacheinander 'einzugehen sein. 
, 

Der Z.ustand der Landstraßen und der zukünftig~ Finanzbedarf zu ihrer Wieder. 
herstellung. / 

,Während die Längenentwicklung der Landstraßen in Deutschland im wesent" 
lichen als .abgeschLossen betrachtet werden kann, bleibt ihr Allsbauzustand ,erheb 

, lieh hinter den Anforderungen der Y'erkehrs,entwicklung zurück. 

Der Mindestquerschnitt der befestigten Fa h r b ahn b I' ,e i t ,e für Landstraßen 
mit schwerem V,erkehr wird mit 7,0 m bis 7,50 mangenommen,' derj'enige für Land" 
straßen mit leichtem Verkehr mit 6 m bis 6,50 m. 13) Selbst wenn man für die 
Bundesstraßen nur ,eine durchschnittliche Mindestbreite von 6,30 m fordert emd 

10) Bun(Iestag~drucksacJw ,180 vom 29, '1. 1954. 

11) BUillueslag~urucksac,ho 480, ?e,ilo 101. 
l2) Ebcnda. Seilo 102. 

1:;) Nach uen vom Bundosverkehrsminislerilllll hCl'allsgcgebelH;n HichlIinicn für uen Ausbau von 
L:lIldstraßen (HAL) 1951. 
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für L I 0 sogar nur eine solche von: 6 m, bedurften nach dem Stand vom 31. 
3.1951 11) noch mehr als 800/0 aller Bundesstraßen und L I 0 im BundesgebitCt 
einer Verbreiterung: 15) 

1. Bundesstraßen 
unter 4,5 m 4,5m bis 5,5 m bis 6,5m bis 7,5 m bis 

unt. 5,5 m unt. 6,5 m unt. 7,5 m unt.9,Om 

Bundesgebiet 4,57% 20,60% 55,34% 11,90 0/0 5,19 0/0 

Rheinland" Pfalz 1,00% 19,11 0/0 54,50% 18,80 0/0 6,00 0/0 

2. Landstr,aßen 1. Ordnung' 

Bundesgebiet 33,12°,'0 44,87 0/0 18,70°;0 2,39 0/0 0,70% 

Rheinland" Pfalz 18,26% 46,62 0/0 30,26% 3,340(0 1,47% 

3. Limdstraßen II. Ordnung 

Rheinland"Pfalz 62,0 0/0 ,0,2 % 5,8 0/0 0,5 0(0 0,0 0/0 

Deutlich sind die mit der jeweiligen Straßenklasse,variiel'enden ~usba~ver~ält" 
nisse zu 'erkennen. Rheinland"Pf.alz weist für se~ne L I 0 we.s,enthch gunshgere 
Zahleil ,aus, als dem bundesdurchschnittlichen Nivleau ,entsp1'lcht. 

Die Art und Stärke der D eck ,e n b ,e I ä g ,e bildet 'ein weiteres wichtiges EIe" 
ment des Straßenzustandes. Die Straßenbaustatistik unterschddet dabe~ "leichte 
Decken" (= 1. wassergebundene Schotterdecken, 2. S.~hotterdecken ~mt. Ober" 
flächenschutzschicht aus Teer oder Bitumen), die heute hochstens noch fur e~.zelne 
schwach befahrene Strecken auf L II 0 als ausreichend betracht~t werden durfen, 
keinenfalls aber .auf L I ~ oder gar Bundesstraßen; weiter sind dLe "mittel" 
schweren Decken" abzugr,enzen, die 'einen Belag bis zu 6 cm aufweisen. Auf 
die Dauer müssen sie besonders auf Bundesstraßen durch schwerere Decken 
ersetzt werden. Schließlich werden über 6 cm starke ~itu,~1inös~ Beläge wie a':lch 
Zementbeton" undPflasterdecken als "schwere Belage bez,elchnet. Wdchem 
der verschiedenen Typen der Vorzug zu geben ist, läßt sich nur nach' den beson" 

. deren Umständen entscheiden. 
Im Bundesgebiet ist der Anteil der völlig unzulänglicl;en leichten Decken auf 
den Bundesstraßen von 46 % im Jahre 1938 auf 35 % 1m Jahre 1951 gesunken, 
bei den LI 0 von 76,6 0/0 auf 71 0(0. ' ( 

Die besonderen Y,erhältnisse in Rheinland"Pfalz weichen dabei nur unerheblich 
von denen im ganz'en Bundesgebiet ab. 

Der erschreckend hohe Anteil der leichten Decken an den verschiedenen Decken" 
belägen illustriert den großen Finanzbedarf, der zur Instands,etzung des Straßen" 
netzes noch aufzubringen sein wird. 

11) dem Zeitpunkt der letzten straßellbaustatistisc.hcn Erhehung. . 
16) Eigene ßereohnung auf Grund von Angaben der StraßeIlYc:waltung nheUlland-~falz unu. des 
Statistisohen Bundesamtes. D~e Prozentzahlen uer ü}Xlr 9 m hrmten Slraßen wurucn Ihrer Germg­
fügigkeit wegen weggelassen. 
16) Eigene Berechnung auf Grunu u'er Angahcn des Statistischen BundcsamLcs. 
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Anteil der leichten, mittleren und schweren Decken auf Bund LI 0 
im Bundesgebiet (Reichsgebiet) am 31. 3.1938 und am 31. 3. 1951 in 0,'0 16) 

leichte mittlere schwere 
Decken Decken Decken 

B 1938 46,7 31,1 22,2 
B 1951 35 35 30 
LI 0 1938 76,6 10,3 13,.1 
L I 0 1951 71 17 12 

Bei den L II 0 liegen dte Verhältnisse noch schlechter. Man kann wohl durch" 
schnittlic~ mit einem Anteil von etwa 80 % leichter Deck'enbeläge rechnen, wobei 
der AnteIl der Schotterdeck'en ohne Schutzschicht besonders groß sein dürfte 
~m .Verhältnis zur Entwicklung des Ausbauzl1standes der Bundesstraßen ist der; 
Jemge der LI 0 und L II,O besonders stark zurückgeblieben. Diese Tatsache 
mag mitverursacht haben, daß die wünschenswerte Intensivierung des V,erkehrs 
a:lf den Nebenstr,aßen in den von der Eisenbahn nur mangdhaft bedienten Ge" 
bIeten hintangehalten wurde. 

.~!e Tra~fähigkeit ,einer Straße und ihre Anfälligkeit gegen Witterungseinflüsse 
hangt mcht nur von der Art und der Stärk,e der aufgebrachten Decke, sondern 
auch vom Vorhandensein und der Art des Unterbaus der Straße ab. DIe heute in 
'Wachsendem M,aß auftr,etenden Frostschäden haben ihre Ursache zumeist im 
mangelhaften oder fehlenden Unterbau der Straßen. Vielfach ist die Art des 
angew,andten Unterbaus bei den verschiedenen Landstraßenstr·ecken nicht mehr 
genau ~ests~ellbar!. s? daß .~adurch die rechtzeitige Sperrung gefährdeter Straßen" 
abschmtte Im Fruhphr fur d:en Schwerverkehr nicht immer möglich ist. Man 
kann annehmen, daß dwa zWIschen 3 und 10 % der klassifizierten Straßen iibcr~ 
haupt ohne Unterbau sind. ~ 

Besonders aufschlußreich für den Zustand der Landstraßen sind die folgenden 
Angaben nach dem Stand vom 31. 3.1951; 

Straßenzustand ,am 31. 3. 
Bundes1gebiet 

.1) Bundesstraßen gut 
freie Strecken 55 
Ortsdurchfahrten 18) 47 

b) LIO 

1951 in 'lio 17) 

mittel 
35 
40 

schlecht 
10 
13 

freie Strecken 31 40 29 
Ortsdurchfahrten J8) 39 46 15 

D~~ in. "mittlerem Zustand" sich befindenden Straßenstrecken bedürfen ~iner 
grundlIchen Inst~ndsetzung,die in "schlechtem Zustand" liegenden Straßen dner 
umfas~enden WIederherstellung. Der Zustand der Bundesstraßen ist du h ' 
erhe.blIch besser als derjenige der LI 0 und besonders der L II 0 d' rc B w~g 
R~emland~Pfalz. Ende 1954 noch. zu 44 % in schlechtem Zustand l~g:~, zD~r~~ 
SI?Iegelt SIch dIe nach den kleIneren Gebietskörperschaften hin abn'h . d 
Fmanzkraft. Lernen e 

in de?letzte? Jahren hat sich der Straßenzustand trotz der umfangreiche 
nvestrtlOnen 1m Straßenwes'en nicht ,erheblich g'ebessert. Vor allem der AntcÜ 

17) Eigeno Boroahnung auf GI' ld \ I d S " 
18) OrtsdurcJlfahI'tcn' G . lll]' v'?ln" ßllgoa J>Cll. es ta.tlstlSC]Wll Bund,esamtcs. 

I 1Il omCl!l( ·en u)Cr 0 0 Elllwolmern. 

l 
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der in schlechtem Zustand befindlichen Straßenstrecken ist seit 1950 bei allen 
klassifizierten Landstraßen fast gleich geblieben: 

Entwicklung des Anteils der in gutem, mittlerem und schlechtem Zustand 
befindlichen B, LI 0 und L II 0 in Rheinland"Pfalz in v. H. 10) 

B Ende 1950 Ende 1951 Ende 1952 Ende 1953 Ende 1954 
gut 62,3 50,8 51,8 54,5 51,8 

mittel 30,6 39,2 38,0 35,4 38,1 
schlecht 7,1 10,0 10,2 10,1 10,1 

LIO 
gut 31,9 23,8 24,3 32,7 37,0 

mittel 43,4 43,3 43,7 40,7 39,8 

schlecht 24,7 32,9 32,0 16,6 23,2 

LIlO 
gut 15,6 19,9 23,0 27,2 

mittel 36,0 31,4 29,6 28,8 

schlecht 48,4 48,7 47,4 44,0 

Die Beseitigung vieler höhengleicher KDeuzungen nUt .~chienenbalmen sowie die 
Anlage von Umgehungsstraßen zwecks Vermeidung enger, unübersichtlicher 
Ortsdurchfahrten bildetei:n weiteres vordr~ngliches Problem, auf das hier nur 
verwiesen sei. Für die Besei,tigung der dringendsten FäHe dieser Art allein" für 
das Land Rheinland"Pfalz - in den anderen Ländern dürften die Verhältnisse 
ähnlich liegen - sind über 150 Mio DM zusätzlich zu den lauf.enden Re" 
investittonen veranschlagt. ' 
\Velche Küsten durch die Modernisierung der Straßen 'entstehen, illustriert das 
Beispiel der Bundesstraße 9 (link'e Rheinuferstraße), deren Umbaukosten (Ver" 
breiterung, Umgehungen, Beseitigung schienengleicher Uebergänge usw.) nach 
dem Preisstand von 1953 für 140 km auf 120 Mio DM berechnet wurden. \ 
Von besonder,em Inter,esse sind die Berechnungen über den not we n d i ge n 
F in a n z be d .1 I' f, um die Landstraßen den heutigen V,erkehrserfordernissen 
anzupassen .. Für das Land Rheinland"Pfalz 'ergibt sich der folgende vordringlich 
erforderliche Finanzbedarf : 20) 

Bundesstraßen: 
1. Ausbau der berdts zu einem Drittel 

fertiggestellten Autobahn Koblenz 
Wittlich - Triel' - Landstuhl 

2. Ausbau der B 9 nördlich Maim: 
3. Ausbau der B 9 südlich Mainz 
4. Ausbau der B 42 
5. Ausbau der B 10 
6. Ausbau der B 40 
7. Ausbau sonstiger Bundesstraßen 

660 Mio DM 

120 
" 70 
" " 80 
" 20 
" " 30 
" " 50 
" " 

In) Eigen!) Berechnung auf Grund der Angahon (101' Straßcnyerwa!tung Hhcinluml- Pfalz. 
20) Der Voltständigkeit halher wiTd der BodarE für di,ü Bundesstraßen mit angegeLen. Nach An­
gaben dQS Ministeriums für vVirlschaIt und Vcrk<:hr. 
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Ohne den Autobahnausbau müßten demnach mindestens 370 Mio DM möglichst 
kurzfristig für den Ausbau des Bundesstraßennetzes v,er.ausgabt werden. Selbst 
auf 10 Jahre verteilt, bedeutet dies ,einen jährlichen Aufwand von 37 Mio DM, 
zuzüglich der laufenden Unterhaltungskosten von mindestens 7 Mio DM jährlich, 
zusammen also 44 Miü DM jährlich; 1953 wurden dagegen für Bundesstraßen 
('0hne BAB) rund 37 Mio DM verausgabt. 
Die Kosten der notwendigen Erneuerung,en im Zug vün L I 0 in Rheinland~ 
Pfalz, die im wesentlichen über den Landeshaushalt aufzubringen wären, belaufen 
sich (nach dem Stand vom 1. 6. 1952) auf fülgende Beträge: 

1. Instandsetzung der Str.aßendecken 76626000 DM 
2. Erneuerung des Unterbaus 90000000 " 
3. Verbreiterungen usw. 67054 000 
4. Ortsumgehungen, Beseitigung schienen" 

gleicher Uebergänge . 67975000 " 
301655000 DM 

5. Für Brücken im Zug vün L I 0 21 000000 " 
Um einen Anhaltspunkt für den Umfang der tatsächlich unaufschiebbaren Maß" 
nahmen zu erhalten, wird angenümmen, daß sich der Gesamtbedarfauf 10 Jahre 
verteilt; so ,ergibt sich ein jährlicher Bedarf von rund 32 Mio DM für die LI 0 
in Rheinland"Pfalz. Dazu müssen Unterhaltungsküsten vün jährlich etwa 
12 Mio DM angesetzt werden (2500 DM/km LI 0) süwie rund 6 Mieo DM per" 
sönliche Ausgaben, die das Land für di:e V1erwaltung der Bundesstraßen und der 
L I 0 aufbringen muß, während die Landkreis'.! für di,e Verwaltung der L Ir 0 
einen V,erwaltungskostenzuschuß leisten (40,- DM je km L II 0). -
Die Kosten der notwendigen V,erbesserungen an L Ir 0 in Rheilnlan~"Pfalz be" 
tragen schätzungsweise 200 Mio DM. Wiederum auf 10 Jahre verteilt, würde 
dies ,einen jährlichen Bedarf von 20 Mieo DM ausmachen, zu dem rund 9 Mio DM 
jährlich an Unterhaltungskostcn und nmd 3 Miü DM jährlich an persönlichen 
Ausgaben hinzuzur,echnen sind. Insgesamt müßten die Landkreis·e demnach ZU" 

künftig einen Mindestbetrag vün jährlich 32 Mio DM aufbringen, sollen die 
Straßenverhältniss·e nicht hoffnungslüs hinter den Verkehrsanforderungen zu" 
rückbleiben. _ 

Für die Gemeindestraßen, die der V'erb~ridung vün Ort zu Ort dienen, wurde 
der Ausbaubedarf auf 120 Mio DM angesetzt. Unter Hinzufügung der Kosten 
der laufenden Unterhaltung ·ergibt sich ,ein geschätzter jährHcher Mindestbedarf 
von 16 Mio DM, den im wesentlichen die Gemeinden zu tragen haben. 
Für Bundesstraßen, LI 0 und L Ir 0 sowie die Gemeindeverbindungsstraßen 
ergibt sich demnach ein geschätzter jährHcher Mindesthedarf von 142 lvUo DM, 
der wahrscheinlich lerheblich zu gering ist, da eine zukünftig,e VIerkehrszunahme 

. nicht berücksichtigt wurde und der notwendige Bedarf auf 10 Jahr'e verteilt wurde. 
Berücksichtigt man, daß die Finanzierung der Bundesstraßen gegenwärtig Un" 
abhängig von· derjenigen der Landesstraßen (L I 0, L Ir 0 und Gemeindever", 
bindungsstraßen) erfolgt, so muß man einen jährlichen Milndestgesamtbedarfl 
von 98 Mio DM für das rheinland"pfälzische Landstraßenwesen annehmen. . 
Die Eigenausgaben der Landkreise und des Landes Rheinland"Pfalz lagen im bis" 
her günstigsten Rechnungsjahr 1954 noch um rund 22 Mio unter dem als Minimum 
anzusehenden Betrag. Er wird im wesentlichen v'0m Land selbst aufzubringen 
sein, da die Landkreise den Differenzbetrag nur über di'e speziellen Finanzzuwei" 
sungen des Landes zudecken vermögen. 
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Für die kommenden zehn Jahre wird man in folge der zunehmenden Motori;" 
sierungeinen durchschnittlichen Mehrertrag v,?ne.twa 10 Mio D~ aus ~~r Kr~ft" 
fahrzeugsteuer ansetzen dürfen, so daß noch Jahrhch dwa 12 MlO DM uber ,eme 
Erhöhung der Steuersätze 21) oder einen eventuell einzufül~,renden .spe~~eUen 
Länderfinanzausgleich für das Straßenbauwesen zu decken waren. Dte Losung 
der dringendsten Schwierigkeiten liegt also durchaus im Bel'eich des Möglichen. 
Es sei ausdrücklich festgestellt, daß die jährlich dem Kraftverkehr an~ureclmenden 
Zinskosten der L I 0 und L II 0 in Rheinland"Pfalz von rund 40 MlO DM unbe" 
rücksichtigt bleiben. Es ist offensichtlich, daß die Ausgaben für Neu", Um" und 
Ausbauten an Landstraßen dem Kraftv·erkehr keinen falls im Jahr ihrer V,eraus", 
gabung, sondern immer nach Maßgabe der tatsächlic~1en Abnutzung dies~r An" 
lagen zugelastet werden dürfen, auch dann, wenn d.~e ?ec~ung der "penoden" 
fremden" Ausgaben nicht auf dem, Kapitalmarkt moghch 1st, sondern auf den 
öffentlichen Haushalt übernommen werden muß. (Entgegen der im "Wegekosten" 
gutachten" S. 9, Punkt 13 dargestellten Ansicht). -
Inwieweit langlebige Straßeninvestitionen, die auch dein zukün~tigen Bedarf 
zugute kommen, durch Schuldenaufnahme 'Oder ~us la'llfen~en Mlttdn gedeckt 
werden sollen läßt sich nur aus gesamtwirtschaftltchen Erwagungen heraus cnt" 
scheiden. Di:~ vielfach geäußerte Ansicht, langlebige Investitionsgüter müß~en 
aus Anleiheaufnahme gedeckt werden, weil nur di!e Schuldenaufna~1me iCme 
gerechte Verteilung der Lasten auf Gegenwart unq •. Zukunft erlaube, 1st lIl1ZU" 

treffend. 
Demgegenüber muß f,estgestellt werden, daß auf dem Geb~et ~es Straßenwesens 
langlebige Inv,estitionen in den letzten Jahren fast ausschheßhch aus ~aufenden 
Mitteln getätigt wurden. Auch durch die Aufnahm~.v~on Schulden .ware volks,: 
wirtschaftlich gesehen keine Entlastung der gegenwarhgen Generatton zulasten 
der zukünftigen ,erfolgt; denn, gleichgültig, ob dte Investitiüner; ~us laufenden 
Einnahmen oder aus Schuldenaufnahmen getätigt werden, " ... tt lS the pres,ent 
generation that pays ... " (Pigou). Die SchuldendLenst" und Tilgungsste'll~rn, 
die dem Kraftverkehr im Fall dner umfangrei'chen Schuldenaufnahme spater 
hätten auf,erlegt werden müssen, steHen volkswirtschaft,~ich gesehen nur dne 
Einkommensumschichtung, dnen bloßen "Händewechsel (Neumark) dar. 
Der Entscheid über die eine '0der andere Finanzierungsart läßt sich nur unter 
Beachtung aller sozialwirtschaftlichen Aspekte, insbesondere der k:?njunkturdl~n 
Lage, fällen: Als ganz grobe R'egel wird man gelten lass'en .k.onnen, .. daß 111 

Zeiten guter Wirtschaftskonjunktur die Beschaffung. der It:,ves~lhonen fur la,ng" 
lebige Anlagewerte aus laufenden Mitteln im allg~mell1en ~unsttger zu beu~tellen 
sein wird als in Zeiten flauer Wirtschaftslag,e, wie z. B. die. Erfahrungen 111 der 
Finanzierung des Straßenbaus in den allerletzten Jahren b~.stätigen; umge,kehrt 
bildet die außerordentliche hohe Verschuldung der Lastentrager der Landstraßen 
Olm Ende der 192C1er Jahre ,ein Beispiel für dite Gefahr'en, die durch .. übermäß~g 
forcierte Anleihenaufnahme bei lebhaft.er Konjunktur. 'entstehen konnen. . 
Ein Vergleich der vom Land für LI 0 und .von den Landkreisen. in Rheinland" 
Pfalz für L II 0 bis h ,e r g e t ä t i g t ,e n E 1 ge n .1 u s ga b ·e n mtf den 0 hen als 
'notwendig bezeichneten jährlichen Investitio?en läßt d~n Rück~tand e~kennen, 
mit dem die Finanzierung der Landstraßen lunter den Erfürdermssen ell1es ver" 
kehrsgerechten Ausbaus bleibt. 

21) Etwa ein Viertel der Summe dürfto durch di·c Nourcgdung der Stcurrsätzo durch das Verkehrs­
finanzgesetz einkommen. 
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Es muß ausdrücklich bemerkt werden, daß di,e Verhältnisse in Rheinland"Pfalz 
dabei gegenüber den anderen Bundesländern noch relativ günstig liegen: 

Die Eigenausgaben des Landes Rheinland"Pfalz und seiner Landkreise 
auf dem Gebiet des Straßenwesens 1949 bis 1954 23) 

Rj Land Landkreise 
DM DM 

1949 21395000 8448000 
1950 19470000 8619000 
1951 18578000 9557000 
1952 30838000 11 803000 
1953 452800002:3) 12 900 000 23) 
1954 40 000 000 23) 19900000 2:1) 

zukünftig 50000000 32000000 

\Venn auch das bisher Geleistete weit hinter dem Maß des Notwendigen zurücb 
bleibt, bedürfen doch die außerordentlichen Anstrengungen des Landes Rhein" 
land"Pfalz auf dem Gebiet des Sh)aßenwes:ens hesonderer Anerkennung. : Ev 
schwerend kommen die weit überdurchschnittlichen Kriegsschäden an den Straßen 
im Gebiet des L'mdes hinzu. 

Ein zutreffendes Bild liefert dn Vergleich der Ausgaben für die einzelnen Straßen" 
kategorien je km in Rheinland"Pfalz und im gesamt,en Bundesgebiet. Di,e Unter" 
schiede in den Aufwendungen für die Bundesstr.'lßen in den v'erschiedenen Bun" 
de~ländern sind dabei unerheblich; dagegen -ergeben sich merkliche Differenz-en 
bel Betrachtung der Verhältnisse der L 1 0 und L Il 0: 

Rj Land Rheinland"Pfalz alle Bundesländer Landkreise alle Landkreise 

1949 
1950 
1951 
1952 

DMjekm 
LIO 

(ohne Hansestädte) Rh 1.", Pf. im Bund 
DM je km DM Je km DMjekm 

LIO LIlO LIlO 
4460 4013 
2850 3460 
2550 4280 
4770 4700 

1650 
1 700 
1873 
2407 

1930 
2200 
2500 

1953 ' 7 000 23) 5 700 23) 

'Während Rhei~land"Pfalz 1949 einen höheren Satz Je km Hil' seine L;ndstraßen 
aufwendet als. dIe Bund~sländer im Durchschnitt, fällt .es in den beiden folgenden 
Jahren m:rk~lch ab, um 1952 wieder knapp, 1953 .erheblich über dem bundes" 
durchschmtthchen Satz zu liegen. 

Der Effekt der Ausgaben in Rheinland"Pfalz wird allerdi.ngs durch die fiber", 
bun~edsdurchschnittlichen Kriegsschäden an Brück,en und Straßen des Landes gemmert. 

pie Aufwendungen der Landheis,e des' Landes Rheinland",Pfalz li~gen bis 1953 
napp unter dem Bundesdurchschnitt 1954 wahrscheinlich ·erheblich darüber. 

Das Gewicht der fin . 11 A f' A b f" d' H h 1 d L I anZLe en norderungen diesel' usga en ur le aus a te 
es anc es und der Landkreise wird durch den f'Olgenden Vergleich, der die 

22) Nach An Nahen de~ Sl l' 'l' '1 .., .. "V' I f ! 
von nliC'inlal~I-Pfalz.' a l' ISO I'OIl Lant1esamLes UIHI ,los 1\[llllSlcrlllIns fur f lrlsc ra I Ull( Vel'kehr 
2.1) GC6dläl7Jle \Vertc. 
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Straßenausgaben je Einwohner in den verschiedenen Ländern zdgt, besonders 
deutlich: 

Ausgaben auf dem Gebiet des StraJ~enwesens21) in DM je Einwohner im Rj 

Rheinland"Pfalz 
Schleswig" H 0 ls tein 
N iedersachs,en 
Nordrhein" Westfalen 

1950 1951 1952 1953 

19,02 \20,67 29,69 38,97 

15,83 20,28 27,35 34,25 

13,79 

19,21 

18,26 

23,11 

21,72 

26,10 

28,06 

30,86 

Hessen 21,66 21,82 25,15 27,02 

Baden,,\'{TürUemberg 23,48 27,11 32,81 36,30 

Bayern 17,16 21,10 23,43 28,30 

Die' großen Anforderungen, die das Larid und die Landheise i~"Rhei~land"Pfalz 
für das Straßenwesenerfüllen müssen, können nm unt.er Zuruckdrangung der 
Ausgaben für andere Y,erwaltungszweckeerfüllt werden, wie die unten stehende 
Zus'ammenstellung verdeutlicht: 

Anteilsätze der Eigenausgaben für das Straßenwesen an den Eigenausgahen 
aller Yerwaltungszweige 25) 

1929 1930 1931 1932 1938 1948 1949; 1950 ,1951 1952 

Alle Länder 
Rheinland"Pfalz 
Alle Landkreise 
Landkr. Rhld.~Pfalz 

3,1 2,9 2,4 2,4 3,8 2;8 

25,3 22,2 18,2 22,3 

5,1 

7,3 

2,5 

3,9 

9,1 

19,6 

3,2 

4,6 

11,3 

17,9 

3,9 

4,5 

19,3 

6,5 

'12,0 

20,5 

Problematik des Zuweisungsschlüssels der speziellen Ausgleichsleistungen des 
Lan,desan die Landkreise 

Auf die U nzuträglichkeiten inf'Olge der unterschiedlichen Handhabu?g der Klassi~ 
fizierung der Bezirksstraßen und dite sich für die kommun.alen. Korp~erschaften 
daraus ergcbenden finanziellen Schwierigkeiten wurde bereIts hmgewlcsen. 

:Aber auch der Schlü'ssel der speziellen Zuweisungen an die Landkreise, der in 
seinem Grundgedanken der' Regelung in Hessen, Niedersachsen, Bayern und 
Schleswig~Holstein ,entsprichp6), zeigt ,erhebliche Mängel. 

Der in Rheinlan'd~Pfalz verwendete Schlüssel ist s'O angelegt, daß der ZuschlUß" 
betrag für die L II 0 je km um so höher list, je größer die auf diie Einwo.?nerzahl 
entfallende Länge der L II 0 des betr'effenden Kreis.es iSt,i und zwar w~chst der 
Straßenbauzuschuß in den Landkreisen mit regelmäßig wachsender Ktlometer:, 
länge der L II 0 je Einwohner u n r le geI m ä ß i g pl'Ogressiv, was durch den 
gestaffelten Zuschußsatz 'erreicht wird. 27) 

21) Wirts~haH unu Statistik, 1I0It 7/1955, Serte 374. 
25) Adamck-Saake, Die· Straß.cnkos'L<m und ihre Finanz:üerung, I3iclefehl 1952, SeiLe 8G, sowie 
cigene Berechnung des VerJ'assCirs. . ,.' 
26) In Nordrhein-vVestfulen werden dagegen feslt.c KiIometersätze, unahhängig VOll der I~!I1wohner­
zahl der Kreise, zugcschoss:en. 
27) V gl. deI! in Fußnote 3 heigefügten Text u.el; § 9, Absatz 1, des Finanzausgleichsgesdlc'S. 
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Ein stark vereinfachtes Beispi(e!, bei dem wir von einer angen'Ümmenen festen 
Einw'Ühnerzahl v'Ün 1 000 Einwohnern ausgehen, mag diese Zusammenhänge ver" 
deutlichen: ~8) 

km L II 0 Zuschuß Zuschuß je das sind Zuschuß je 
-' je 1 000 Einw. insgesamt km L II 0 DM/km Einwohner 

DM DM mehr DM 
0,2 140 .700 0,14 
0,4 280 700 0,28 
0,6 420 700 0,42 
0,8 560 700 0.,56 
1,0 700 700 0,70 
1,2 910 758 58 0,91 
1,4 1120 800 42 1,12 
1,6 1330 831 31 1,33 
1,8 1540 855 24 1,54, 
2,0 1750 875 20 1,75 
2,2 2110 959 84 2,11 
2,4 2470 1029 70 2,47 

Zunächst muß beachtet werden, daß die Zuschüsse je km ungleichmäßig zunel1" 
men, wie aus Spalte 4 der vürHegenden Tabelle entnommen werden kann. Dem" 
gegenüber verlangt aber eine gerechte Behandlung aller Gebietskörperschaften 
daß die v'Ürgesehene Prügression der Zuschußsätz.e je km L II 0, wenn s1e über; 
haupt sinnvüll ist, allen beteiligten Krdsen in gleicher Weise zugutekümmen muß. 
Praktisch handelt ,es sich bei den si(ch durch diese unregelmäßige Progression 
ergebenden U nterschiedlichkeiten um 'erhebliche Beträge. Besonders kraß sind 
die Unterschiede vor einem "Sprung" in der Pmgression, wie im Fall eines 
Kreises in unserem Tabellenschema, der 2 km L II 0 auf seine 1000 Etnw'Ohncr 

,aufweist und dafür 20 DM je km mehr 'enthält als der Kreis mit 1,8 km je 1 000 
Einwohner, während der Krds mit 2,2 km je 1 000 Einwohner 84 DM je km 
mehr ,enthält als derjenige mit 2 km je 1000 Einwohner I 

Eine weitere U;nzulänglichkeit des verWlendeten Schlüssels' ,ergibt sich aus fol" 
g.endem: pem Schl.üsselliegt der Gedanke zugrunde; daß jene Kreise, in denen 
eme relativ hohe Emwohnerzahl auf den km L II 0 lentfällt, dne größere Wirt" 
schafts" und Finanzkraft aufweis1en als jene, bei denen nür wenige Einwohner 
je km L II 0 vorhanden sind. . 

E~stere lerhalte~ d?her je km dnen geringel'en Zuschußbetrag als die letzteren. 
DIe Pr~blemahk dleser Annahme liegt nun darin, daß hühe Einwohnerzahl je km 
LI! 0 m ~en Landkreisen in vielen Fällen .geradezuauf iCine verhältnismäßig 
germge .Wlrtschafts" und Finanzkraft schHeßen läßt. ' 
So ergibt sich für' Rheinland"Pfalz, daß zwar dIe schwach bevölkerten Kr.eise 
der sogenannten "rüten Z.one" zumeist Wühl dne g,eringe Finanzkraft aufweisen 
d<:~ abe~ auch die dichtbevölkerten Kr,eise, besonders in der Umgebung größere; 
S.tadte,. mfolge des hohen Anteils an Evakuiert<en oder Flüchtlingen, .ebenfalls 
fmanzlell schlecht gestellt sein können. 

'Eine ganze R'eihe v'On K:neisren, deren Gemeinden eine übel1durchschnittliche 
Realsteuerkraft und verhältnismäßig geringe Belastung durch Ausgaben für Für" 

28) Unter Zugrulldelegung der im Finallzuusglci-chsgcS00lz 1955 vorgesehenen Zuschußsälzc. 
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sorge usw. aufweisen,erhalt'en nach der jetzigen Reg~lung :der Zuschußsätz,e 
r~8tiv hühe Zuschüsse je km L II 0 geglenüber jenen K:reisen, die zwar dicht 
bevölkert sind, und daher verhältnismäßig geringe Zuschüsse Je ,km L II 0 erhal" 
ten, aber dne unterdurchschnittliche R'calsteuerkraft der Gemeinden und verhält" 
nismäßig hohe Ausgabenbelastungen für Fürsorge usw. aufweislen. 
Insoweit als'Ü die tatsächlichen V,erhältnisse in den Landheisen v'On 'den V'oraus" 
setzungen abweichen, von denen man beim Entwurf des Schlüssels ausgi,ng, 
wirkt die Progr,ession der Zuschußsätze im Sinne ,einer V,erschärfung der wirt,,·' 
schaftlichen und finanziellen Unterschiede zwischen den <einzelnen Kreisen. 
Die beiden aufgezeigten Mängel der. gegenwärtigen R~ge1ung lassen es empfeh" 
lenswert lerscheinen, die Zuschüsse für dLe L II 0 (und für die Gemeincteverbin" 
dungsstraßen, für die diese Folgerungen ·ebenfalls zutreffen), grundsätzlich nach 
der Länge der Straßen zu bestimmen, als'O einen einheitlichen Kilometersatz fest" 
zusetzen, 'Ohne die Bevölkerungsdichte mit zu berücksichtigen. 
Nach dieser Regelung würden die dichtbevölkerten Gegenden je Einwohner 
nach wie vor im allgemeinen dnen niedriger,en Zuschußsatz erhalten als die 
dünnbevölk'erten Gebiete; die Progr1ession der Sätze je Einwohner würde aber 
erheblich gemindert. Gleiche Zuschußsätze je km landstraße würden überdies 
eine 'einfachere Err.echnung der Zuweisungen gestatt~n, 2~) 
Eine noch 'engere Anpassung an die wirtschaftlichen und finanzielLen Verhält" 
nisse in den -einzelnen Kreisen ließe sich 'erreichen, indem die Kilometerlänge 
der Kreisstraßen mit ,einem variablen Faktor multipliziert würden, süweit beso,n" 
dere für das Straßenwesen relevante Verhältnisse berücksichtigt werden sollen. 
Dabei könnte z. B. die unterschiedliche Belastung der Kl'eisstraßen (z. B. des 
Bimsgebietes), die unterschiedliche Tüpographl.e (z. I:3. Wint'erschäden im Eifcl" 
Hunsrückgebiet) 'Oder ander,e Umstände berücksichtigt werden. 
Diese Regelung wird in ähnlicher W,eisle in einigen schweizer Kantonen durch" 
geführt. 30) 
Unter Berücksichtigung des oben dargestellten Straßenzustands in den einzdnen 
Bezirken, ergibt sich noch dn weiterer Mangel der gegenwärtigen Regelung des 
Finanz.ausgleichs: Es zeigte sich, daß die Ortsdurchfahrten ,:,on Bundesstraßen 
in Gemeinden mit über 6000 Ei:nwohnern g,egenüber den freien Strecken der 
Bundesstraßen in relativ schlechtem Zustand liegen, währ,end diJe Ortsdurcb;:: 
fahrten in Gemeinden über 6000 Einwohnern bei den L I 0 in <einem durchweg 
besseren Zustand :als die ,entsprechenden freien Strecken sind. Für Orts durch" \ 
fahrten beider Straßenklassen sicht das Finanzausglei,chsgesetz ,aber gleiche 
Zuschüsse von 1550,- DM je km Ortsdurchfahrt vür. Da nun die Ortsdurch" 
fahrten im Zug der vürwiegend dem Fernverkehr di:enenden Bundesstraß1en' 
'Ohnehin besondere Engpässe darstellen, wäre dne Differenzierung der Zuschrisse 
für L I 0 und Bundesstraßen angebracht. 

Folgerungen 
Schon die Skizzierung der bestehenden V,erhältnisse macht klar,· daß erhebliche 
Aenderungen auf dem Gebiet der Straßenfinanzierung notwendig sind, soll das 
Straßenwesen nicht weit hinter den VIerkehrsanforderungen zurückbleiben. Die 

29) Diese Hegelung cntsprJcht derjenigen in Nordrhein-WcsHulen, Vg!. Gesctz- und Verordnungs. 
blutt 1955. Seile 103, 
30) Abcgg, Hans, Verbcilungsschlüssd hei Subventionen und Anteilen, Dorn 1948, inshc~()lldcre 
Seite 170 bis 172. 
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nach meiner Ansicht anzustrebende Entwicklung sei im Folgenden kurz UI11" 
rissen: 
1. " .. '. Die beste Gewähr für dne sparsame V,erkehrswirtschaft ... bietet dh: 
Befolgung des Grundsatzes, wonach jedes Verkehrsmittel mit Einschluß der VOl) 

ihm benützten V,erkehrsanlagen für seine Kosten selbst aufkommen sollte .. " 31) 
Diese Forderung hat nicht nur im Rahmen diner \Vetthewerbsordnung ihren. 
Platz, sondern sie ist Grundlage jeder \Virtschaftsordnung. "Ohne den Grund= 
satz der Eigenwirtschaftlichkeit zwangsläufig Vergeudung in der Verkehrswirt= 

h ft "3") , sc a ... " 
Man muß allerdings beachten, daß es im ~esen der allgemeinen "Sondersteuern" 
des Kraftverkehrs (Mineralölsteuer und Kraftfahrzeugsteuer) liegt, daß alle Stra= 
ßenbenutz,er ohne Rücksicht auf die Kosten der jeweils 'benutzten Verkehrs" 
anlage gleich behandelt werden. Insoweit ist es gerechtfertigt, von ,einer mo cl i F 

f i 'z ;i ,e !r t le tn E i g ,e n tw ir t s c h a f tl i IC h ke i t zu spr'echen. 
Aus dem Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit ergeben sich für unser ProbleI11 
zwei wichtige Folgerungen: ' 
.1) Die steuerlichen Sonderlasten des Straßenverkehrs stellen ,ökonomisch gesehen 
Entgelt für die anteilmäßige Abnutzupg der Straßen und ihrer Nebenanlagen 
durch die Benutzer der Straßen dar. Ob dieeiOie oder die andere Sondersteuer 
rechtlich gesehen, etwa im Hinblilck auf die ursprüngliche Intention des Gesetz,:: 
gebers, Entgdtcharakter besitzt oder nicht, ist für unsel1e /Feststellung glekh,:: 
gültig. Die verkehrswirtschaftliche Situation hat den Sondersteuern dieökono,:: 
mische Funktion eines Entgelts für di,e Straßenabnutzung sozusagen :erinEac:h 
"zugespielt". Am Gesetzgeber liegt ,es, hieraus die Folgerungen zu ziehen. Zwei 

. Probleme stehen dabei im Vordergrund: 1. Die Bestimmung des dem Kraftver,:: 
kehr zulastbaren Anteils an den gesamten anfallenden W,egekosten. 2. Die kosten,:: 
gerechte Zulastung der "Sondersteuern" auf die verschiedenen Fahrzeugkategorien, 
wobei, wie schon bemerkt, dne "egalisierende Behandlung" bis zu dnem gewissen 
Grad unvermeidlich ist. Der Kraftfahrzeugsteuer muß gerade im Hinblick auf 
dieses Problem nach Meinung des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes" 
verkehrsministerium zukünftig mehr und mehr der Charakter einer "Ergänzungs" 
steuer zur Treibstoffsteuer" beigelegt werden, da der Erhebungsmodus der KFZ" 
Steuer nicht in ausreichenden Zusammenhang mit den auszugleichenden :rat" 
beständen gebracht werden, kann. Diese Forderung ist allerdings solange nicht 
streng durchführbar, ja nicht dnmal 'empfehlenswert, als die KFZ"Steuer den 
Ländern zufließt und einen wesentlichen Rückhalt der Straßenfinanzierung der 
Länder und untergeordeneten Körperschaften bildet. 
b) Die Eigenwirtschaftlichkeit des Straßenverkehrs verlangt weiter, daß die Er" 
träge der Sonderbesteuerung des Straßenv,erkehrs auch tatsächlich der Unterhai" 
tung und dem Ausbau der Landstraßen zugute kommen. ,Dem 'lI~ter Punkt a 
erwähnten Problem einer kostengerechten Zulastung der Kraftfahrzeugsonder" 
steuern auf die verschiedenen Fahrz,eugkategorienentsprLcht mit Hinblick auf 
die Erträge dieser Sondersteuern die gerechte Zuteilung auf die verschiedenen 
Lastenträger der einzelnen Straßenkategorien. Solange die Lastenträgerschaft für 
die Landstraßen auf Bund, Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände) verteilt 

~l) 'Wis!;cnschaftlichcr Düimt hoim DuntJ.csvürkehrsrninistOl~urn, Grundsätze für die Aufbrinn-ung 
der Kos,tcn der Vürkdlrswcgc, Dielcfcld 1954, Seile G. 0 

~2) Napp-Zinn, A, F.,. Zur Verzi:nsung des VürkC'hrs\Vegekapitals, in: Zeitschrift für Vet'kehr;;­
wissenschaft 1/1955, Se~tc G. 
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blcibt, wird dicses Finanzausgleichsproblem die größt,en Schwi,erigkeiten berei" 
ten Das sachgerechteste Verfahren der Finanzierung des Baues und der Unter" 
haltu~g aller Straßen, die dem überörtlichen Verkehr dIenen, wäre ein besonderer 
Finanzausgleich für diese Straßen ... " 33) Nach Meinung dieses Autors wär,e 
aus dem Aufkommen an Mineralölsteuer und der an den Bund zu überführenden 
KFZ"Steuer " .. dne Gesamtfinanzmasse zu bilden, aus dcr alle Straßenbaulast" 
träger nach den durchschnittlichen l<!osten für Bal.~, und Unterhaltut;,g der ICin" 
zclnen Straßenklasscn die (entspr'echenden) Zuschussc erhalten ... 
Es erscheint grotesk, wenn man bedenkt, daß dne solche einheitliche Straßenbau" 
finanzmasse der Dispositon von vielen Hundert voneinander unabhängige? han" 
dclnden Lastenträgern überlassen wird; als üb nicht dkselben Gründe, die zu 
einer Zusammenfassung der Finanzmasse führten, nicht auch der'en 'einheitliche 
Disposiüon bedingten. 
Dennoch werden sich die in nächster Zukunft mögHchen Lösungcn im Rahmen 
dieses Vorschlages bewegen, da eine A'enderung der Lastenv'erteil~1l1g nicht zu 
verwirklichen sein wird. Die Länder werden sich auch kaum zU emer Neuauf" 
teilung der KFZ"Steuer bereit finden . 
2. Das oben Gesagte läßt bereits die Notwendigkeit der .. Zen t;r a 1 i s ie ~ u n g 
der S traß 'e n v ,e r wal tun g 1.1 n d der L ,:\5 te n t r .1 ge r s eh a f t fur alle 
Landstraßen deutlich werden. Daneben sind aber noch dne Reihe anderer 
Gründe hcrauszustellen: .~ 

a) Das Straßenwesen verschiedener Gebietskörperschaften;gleicher Ordnung zeigt 
große Unterschiede. Es sd nur an die KrLegsschäden in ~hei~}and"Pfalz eri.n" 
nert die den Straßenhaushalt des Landes und seiner Gebtetskorperschaften lIl1 

Verhältnis zu anderen Ländern schwer belasten; oder die oben dargestellte unten< 
schiedliche Straßennetz dichte sow1e die verschiedene Straßenv,erkehrsfrequenz 
verschiedener l<!örperschaften. 
Dies alles sind Tatbestände 'von so schwerwiegenden HnanzieUeri ,Wirkungen 
für die betroffenen Körperschaften, daß auf ih])en Ausgleich nicht ,verzichtet 
werden kann. Die Vielzahl der auszugleichenden Tatbestäx:de verlangt überdies 
einen komplizierten Ausgleichschlüssel. Anderersdts aber ~eldet schon der geg~n" 
wärtige Finanzausgleich " ... unter dem Bestr,eben, allzuv~elen Bedarfstatbe~tan,:: 
Iden Geltung zu verschaffen ... " (Bundestagsdrncksache 480 vom 29.4. 195~" 
S. 102). Das Prinzip der methodischen Einfachheit v,erlangt außerdem ". '.: dl'c 
Ausgleichstatbestände auf wenige, finanzwirtschaftlich bedeutsame und r,eprasen" 
tative Faktoren zu beschränken ... " (Bundestagsdrucksache a. a. 0. S.101), was 
aber bei den sehr differenzieden Verhältnissen auf dem Gebiet des Straßenwesens 
kaum durchführbar ist. 
Diediverg1er1enden Tatbestände auf dem Gebi~t de~ Stra0en~esens we~.den. im 
Gegenteil durch den bestehenden FinanzausgleIch mch~ hmrel~hend b~uckslch" 
tigt. Dies führt z. B. zur Bildung von Sonderfonds,. d~e lctzhc.h zu .'emer noch 
unübersichtlicheren Gestaltung der Ausgaben auf dIesem Geblct bcItragen. So 
flossen z. B. den Gemeinden des Landes Rheinland"Pfalz im Jahre '1952 für Orts" 
durchfahrten und sonstige Straßcn rund 9,1 Mio DM zu, die aus mindestens 5 
verschiedenen Quellen stammten. 31) 

33) HiUel, Straßcnhaupl'oLlcme der Städte und Gemc~lldon, in: Tagullgshcricht Deutscher Straßcn-
tag 1955, Donn 1955, Seite 51. ' _, 
31) V gl. Staa:lszeitung für lUlC~lllantl- Pfalz vorn 1. 3. 19<.>3. 
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. I' aus diesen Sachverhalten kann nur die Schaffung ,einer zentralen 
DIe FO

l 
gerung d' Finanzierung der Landstraßen sein. 

Yerwa tung un . d 
. t hiedliche Entwi.cklung er Ausstattung und des Straßenzustandes 

b) ?he ~l ersC in den v.erschiedenen Gebietskörperschaften und die Y·erschieden" 
gl~lcer stSitenzustandes der Straßen v.erschiedener Klasse innerhalb derselben 
h~~t des 1 f~ wie sie bereits dargestellt wurden, illustrieren die Folgen einer par" 
~orfersc 1~ 'ßenbaupolitik. Eine schätzende Berechnung der Aufwendungen der 
ttku ar er: rj Landes Rheinland"Pfalz in den verschiedenen Regierungsbczir" 
Lan~krkelse L Ie~ 0 im Jahre 1951 gibt ein treffendes Beispiel für die unterschied" 
ken Je m . ß b . 
liehe Entwicklung 1m Stra en au. . 

Landkreise Durchschnittliche 
des Aufwendungen 

Regierungsbezirks je km L II 0 
Pfalz 956 DM 
Rheinhessen 930 " 
Koblenz 812 " 
Triel', 583 
Montabaur 192 " 

c) Trotz der Uebertragung .einehs TlteilSd~erLVedrwl al~ungs~efugnlis de~"tLl~IhO a? die 
L d t ßenverwaltung unter aen· le an aelse melSt noc 1 zusa z lce eIgene 

anßess ra ..,ltungen da z. B. der Entscheid über Art und R·eihenfolge der Bau" 
Stra enverw.. 'd Y lt d F' b . d L dk' I' . ß h n aber auch· ieerwa ung· ·er <manz,en et· ,en an r·elsen legen. 
~a ;? mt~ Verwaltungsküsten, Y,erlust der Vorteile zentraler Beschaffung der 

Mest el·gll~en und der Y,ergabe der Arbeiten sind die Folgen eines sülchen ZU" 
a erta I "1 . d L" d t' d d . d . t d die sich im V:er 1a tnlS' er an er uneremaner, von ·enen Je es seme 

s.an eS'Landesstraßenv,erwaltung besitzt, wiederholen. Ei.ne besondere Gefahr 
f~e,d~n Kraftverkehr ergibt sich aus der dadurch häufig bedi:ngten unt.er~chied" . 
lichen technischen Ausgest~ltung der Straßen, z. B. des DeckenbeIags, m den 
einzelnen ZuständigkeitsbeZIrken. 
Die dargestellten Argumente begründen hinr~icher:d die N otwend~gkeit der 
Zentralisierung der Verwaltun~ und Str.aßenfmanzterung. .Der. M,:mung des 
deutschen Landkreistages, daß dIe Verwaltung der L II 0 " ... seIt vleIen J al11''' 
z.ehnten dne klassische SeIbstverwaltungsaufgabc ... " der Landkreise darstellt, 
die auch weiterhin in ihrer Hand bleiben müsse, " ... 'weil Sachnähe und Sacb 
kunde des 'enger,cn Y·erbarides den raschesten und wirksamsten Vollzug von Ver" 
waltungsaufgaben ... " ~5). sichern, ist keineswegs zuzustimmen. ~lle Lands~raßen 
müssen heute alseinhetthches Straßennetz betrachtet werden. Selt der techmschen 
Y.ervollkümmnung des Mütorfahrzeugs und seiner wirtschaftlichen Emanzipation 
sind auch die Kreisstraßen aus ihrer begr'enzfen örtlichen (Bedeutung 'heraus" 
gewachsen. 
Folgende Entwicklungen müssen langfristig angestrebt werden, wenn die Möglich" 
keit ,einer Koordinierung des Straßenbaus und des Straßenv,erkehrs voll aus" 
geschöpft werden soUen: 
1. Ueberleitung der Erträge der Kraftfahrzeugsteuer an den Bund. 
2. Y,erwaltung der Kraftfahrzeugsteuer und der Mineralölsteuer durch dn·e 

zentrale Finanzienmgskörperschaft, die zugleich die zentrale StraßenverwaI" 
tungsbehörde sein würde. Erst die Bildung eines solchen, aus dem allgemeinen 

35). Entschließung dos IIaup:taussohuss'Üs des Dwtschon LanJkreistagos vom 31. Mai 1954. 
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Bundeshaushalt herausgenommenen Sonderfonds, der seinem rechtlichen Status 
zuf,olgeetwa ähnlich der Deutschen Bundesbahn ausgebildet s,ein könnte, 
würden volle Ausschöpfung der durch die Zweckbindung der Sondersteuern 
des Kraftv.erkehrs gebotenen Möglichkeiten bedeuten. Auch die Kr,editwürdig" 
keit dner solchen Eigenverwaltungs" und Finanzierungsgesellschaft würde zw 
sätzliche Möglichkeiten der Finanzierung, <etwa durch Auflegung von Straßen" 
anleihen, ,ergehen. r 

Die Straßenverwaltungs" und Finanzienmgskörperschaft sollte grundsätzlich der 
Aufsicht dcs Bundesverkehrsministeriums unterstellt bleiben, also nicht der 
Stellung des .ehemaligen Generalinspektors für das Deutsche Straßenwesen ent" 
sprechen, da nur auf diese W,eis,e die Koordination der verschiedenen verkehrs" 
wirtschaftlichen Belange möglich erscheint. Dic von Wah1 36) als Musterbeispiel 
genannte italienische Straßcnv,erwaltung könnte dahei Beachtung finden. 
Solange diese Ziele noch nicht ,erreichbar sind, wäre die 'Schaffung eines z·entralen 
Straßenfinanzierungsfonds, der den ,einzelnen StraßenbauIastträgern die Mittel 
nach dnem bestimmten Schlüssel zuteilt - ·entspl1echend dem berdts 'zitierten 
Vorschlag von Rittel und anderen - wünschcnsw.ert. 
Zusammenfassend kann f,estgestellt werden: 
1. Zentralisierung der Verwaltung und . Finanzierung aller Landstraßen steIlt di,e 

verkehrsgerechte Lösung der unzulänglichen Yerhältniss,e auf dem Gebiet des 
Straßenwesens dar. I 

. 2. Solange die verkehrsgerechte Lösung infolge der politischen Verhältnisse nicht 
durchführhaI' ist, muß die an sich unzulängliche, aber notwendige Ausgleichs" 
apparatur in Form des speziellen Straßenlastenausgleichs möglichst sinnvoll 
ausgestaltet werden. 

3. Die Schaffung 'eines zentralen Finanzienmgsfonds, der zugLeich den speziellen 
Finanz.ausgleich für das Straßenwesen auf die .Länder ausdehnen würde, muß 
als dringendes Erfordernis betrachtet werden. Eine stärkere Beteilig~ng der 
Kreise und Gerne.inden am Ertrag der Kraftfa'hrz,eugsteuer sowie eine 
Aenderung des angewandten Schlüssels ,erscheinen ·ebenfalls unumgänglich. 

4. Sölange die Kraftfahrzeugsteuer ,einen wesentlichen Rückhalt I der Straßen" 
finanzierung der Länder bildet, werden die 'entstehenden laufenden Kosten 
der LI 0, L II 0 und Gemeindeverbindungsstraßen daraus gedeckt werden 
müssen, was u. U. zu einer Erhöhung der Steuersätze zwingen wird. 

5. Langlebige InvestiUoncn müssen nicht aus Schulden gedeckt werden. Die 
Finanzienmg aus laufenden Mitteln kann sogar volkswirtschaftlich notwendig 
werden. Dem' Kraftvcrkehr allerdings dürfen Straßenbauausgaben nur nach 
Maßgabe ihrer Abnutzung zugelastet werdcn. 

6. Die Klassifizierung der Landstraßcn muß nachgeprüft und 'eventuell neu ge" 
staltet werden. Grundsätzlich sollten dii! Gemeindeverbindungsstraßen den 
L II 0 glcichgestellt werden. 

36) vVa!!l, E. F., Vortrag üher das, Straßcnwcson in HJwinland-Pfal7., in: Gerncindclag Hheinlancl­
Pfalz NI'. 8/1952, Seite 75 H. 


